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Aus der Begründung:
(Es folgen zunächst Hinweise zur Beweiswürdigung und 
zur Frage, ob der Ehemann der Klägerin auf die Vergü­
tung der auf dem Grundstück vorhandenen Einrichtungen 
und Kulturen verzichtet hat.)

Falls die neue Verhandlung ergeben sollte, daß ein 
wirksamer Verzicht des Ehemanns der Klägerin nicht vor­
liegt, wird sich die Verklagte nicht darauf berufen kön­
nen, daß sie zur Zahlung nicht verpflichtet sei, weil die 
jetzigen Nutzer des Kleingartens bisher nicht gezahlt hät­
ten. Zwar legt § 6 Abs. 2 des Kleingarten-Nutzungsvertrags 
fest, daß vom Kleingarten-Spartenvorstand die auf dem 
Grundstück vorhandenen Einrichtungen und Kulturen 
nach Zahlung des geschätzten Betrags innerhalb einer an­
gemessenen Frist durch den neuen Nutzer des Grund­
stücks vergütet werden. Das kann aber nicht bedeuten, daß 
der abgebende Nutzer nichts erhält, wenn der neue Nut­
zer nicht zahlt. Der abgebende Nutzer würde in diesem 
Fall überhaupt keine Entschädigung erhalten, da nach der 
gleichen Regelung in dieser Bestimmung ein Rechtsver­
hältnis zwischen abgebendem und neuem Nutzer und so­
mit ein Anspruch gegen den neuen Nutzer nicht besteht. 
Die Kleingarten-Sparte hat vielmehr — ggf. unter An­
wendung entsprechender im Statut des Verbandes der 
Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter vorgesehener 
Maßnahmen — dafür zu sorgen, daß der neue Nutzer in­
nerhalb einer angemessenen Frist zahlt.

§ 172 ZGB.

Zur Pflicht des Dienstleistungsbetriebes, die ihm überge­
bene Sache (hier: Pkw) sorgfältig aufzubewahren und vor 
Beschädigung zu schützen.

BG Schwerin, Urteil vom 19. Februar 1979 — BZ I 1/78.

Der Kläger hat dem Verklagten seinen Pkw zur Durch­
sicht und eventuellen Reparatur übergeben. Nach Erledi­
gung des Auftrags hat er denselben wieder abgeholt und 
ist damit zu seiner Arbeitsstelle gefahren. Dort stellte er 
an der Karosserie Lackschäden in Form von unterschied­
lich großen schwarzen Flecken fest, die von Flockenruß 
aus dem vom Verklagten betriebenen Schornstein stamm­
ten.

Der Kläger trägt vor: Unter den Von ihm festgestellten 
Flecken sei der Lack bis auf den B[aftgrund zerstört ge­
wesen. Der Verklagte habe seine geltend gemachten An­
sprüche abgelehnt. Da er aber seine Obhütspflicht verletzt 
habe, sei er ihm schadenersatzpflichtig. Der Kläger hat 
beantragt, den Verklagten zu verurteilen, an ihn Schaden­
ersatz in Höhe von 192,15 M (Kosten der Neulackierung) zu 
leisten.

Der Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen, und 
vorgetragen, der Kläger könne nicht beweisen, daß die 
Lackschäden von ihm verursacht worden seien. Er sei für 
solche Schäden auch nicht verantwortlich, weil bei Im­
missionen eine Befreiung von der Verantwortlichkeit als 
zulässig angesehen werden müsse. Er habe insoweit das 
ihm Mögliche getan. '

Die Klage hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Zwischen den Parteien bestand ein Dienstleistungsverhält­
nis, das nach den §§ 164 ff. ZGB zu beurteilen ist.

Im Verfahren wurde eindeutig bewiesen, daß die am 
Pkw des Klägers festgestellten Schäden entstanden sind, 
als sich der Wagen auf dem Gelände des Verklagten be­
fand.

Nach § 6 Abs. 2 der AO über die Allgemeinen Lei­
stungsbedingungen für Instandhaltungsleistungen an 
Kraftfahrzeugen vom 24. Januar 1973 (GBl. I Nr. 8 S. 93)* 
ist der Verklagte als Auftragnehmer verpflichtet, den ihm 
vom Kläger als Auftraggeber zur Instandhaltung überge­
benen Pkw in Obhut zu nehmen und alle Maßnahmen zu 
dessen Sicherung zu treffen. Dazu gehört auch eine Auf­
bewahrung, die Schäden am Pkw ausschließt. Auch nach

§ 172 ZGB ist der Verklagte als Dienstleistungsbetrieb ge­
halten, den ihm vom Kläger übergebenen Pkw sorgfältig 
aufzubewahren und ihn vor Verlust und Beschädigung zu 
schützen. Während der Dauer der Aufbewahrung ist der 
Betrieb des Verklagten u. a. auch für die Beschädigung 
des Pkw verantwortlich. Diese Verantwortlichkeit entfällt 
nur dann, wenn die Beschädigung durch den Kläger selbst 
oder durch ein unabwendbares Ereignis verursacht wor­
den ist

Eine Beschädigung des Pkw durch den Kläger liegt 
nicht vor. Auch ein unabwendbares Ereignis kann nicht als 
gegeben angesehen werden. Nach § 343 Abs. 2 Satz 2 ZGB 
gilt ein Ereignis dann als unabwendbar, wenn es nicht 
vorauszusehen war und von einem Betrieb trotz aller 
Maßnahmen, die den gegenwärtigen Möglichkeiten und 
Erfahrungen entsprechen, nicht verhindert werden konnte.

Diese Voraussetzungen treffen für den vorliegenden Fall 
nicht zu. Dem Verklagten ist bekannt daß aus dem von 
ihm betriebenen Fabrikschomstein u. a Flockenruß aus- 
tritt, der bei Pkws Lackschäden hervorruft Er muß daher 
als Dienstleistungsbetrieb Maßnahmen einleiten, um Schä­
den zu verhindern. Dazu gehört daß die in Auftrag gege­
benen Pkws so abgestellt werden, daß sich der Ruß nicht 
auf ihnen absetzen kann. Selbst wenn das mit höherem 
Aufwand für den Verklagten verbunden sein sollte, kann 
die Nichteinleitung solcher Maßnahmen nicht dazu führen, 
daß Bürger, die ihren Pkw beim Verklagten reparieren 
lassen, denselben mit Schäden in der bezeichneten Art 
zurückerhalten, ohne daß sie insoweit einen Schadenersatz­
anspruch haben.

Die Voraussetzungen für eine Befreiung des Verklag­
ten von der Schadenersatzpflicht gegenüber dem Kläger 
auf der Grundlage der §§329, 334 ZGB liegen nicht vor, 
weil im vorliegenden Fall § 172 ZGB die für die Entschei­
dung maßgebende speziellere Bestimmung ist.

Da gemäß §§93, 337 Abs. 2 Satzl ZGB der Schaden­
ersatz in Geld zu leisten ist und der Schaden sich auf 
192.15M beläuft, war der Verklagte zur Schadenersatz­
leistungin dieser Höhe zu verurteilen.

* Diese AO ist inzwischen durch die AO über die Allgemeinen 
Leistungsbedingungen für Instandhaltungsleistungen an Kraft­
fahrzeugen vom 5. Dezember 1978 (GBl. I 1979 Nr. 3 S. 29) ersetzt 
worden. - D. Red.
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§ 63 Abs. 2 StPO; §§ 63, 67 RAGO.

1. Die Vollmacht des zum Verteidiger bestellten Rechts- ' 
anwalts umfaßt die erste Instanz einschließlich der Ein­
legung und Begründung des Rechtsmittels, auch wenn 
dies nicht ausdrücklich im Beiordnungsbeschluß zum Aus­
druck kommt.
2. Der für den Wahlverteidiger aufgestellte Grundsatz, daß 
die Berufungsbegründung zur Tätigkeit des Verteidigers 
im Verfahren zweiter Instanz gehört und eine Gebühr 
rechtfertigt, gilt auch für den Pflichtverteidiger.

OG, Urteil vom 14. Juni 1979 - 4 OSK 8/79.

Rechtsanwalt C. war als Pflichtverteidiger beigeordnet 
worden. Am 13. Mai 1977 legte er gegen das kreisgericht­
liche Urteil Berufung ein und begründete diese. Am 8. Mai 
1977 hatte ihn seine Mandantin gebeten, ihre weitere Ver­
teidigung zu übernehmen.

Die Berufung wurde als offensichtlich unbegründet ver­
worfen. Die dem Pflichtverteidiger zu erstattenden Aus­
lagen wurden auf 63,12 M (40 M nach §63 RAGO und 
23,12 M Auslagen) festgesetzt. Rechtsanwalt C. hat die 
Festsetzung einer weiteren Gebühr in Höhe von 104,23 M 
(100 M Gebühr für die zweite Instanz gemäß § 63 RAGO 
und 4,23 M Auslagen) beantragt. Das Kreisgericht hat die 
Gebühr in dieser Höhe festgesetzt. Auf die Beschwerde


